
 
 
Synopse der Änderungsvorschläge der hessischen Gemeindeordnung  
 

Aktuelle Fassung des §8b HGO 
 

Neuregelung Reformelemente 

§8b Absatz 3:  
1Das Bürgerbegehren ist schriftlich bei dem Gemeindevorstand ein-
zureichen; richtet es sich gegen einen Beschluss der Gemeindever-
tretung, muss es innerhalb von acht Wochen nach Bekanntgabe des 
Beschlusses eingereicht sein. 
 
2Es muss die zu entscheidende Frage, eine Begründung und einen 
nach den gesetzlichen Bestimmungen durchführbaren Vorschlag für 
die Deckung der Kosten der verlangten Maßnahme enthalten sowie 
bis zu drei Vertrauenspersonen bezeichnen, die zur Entgegennahme 
von Mitteilungen und Entscheidungen der Gemeinde sowie zur Ab-
gabe von Erklärungen gegenüber dem Gemeindevorstand ermäch-
tigt sind. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3Das Bürgerbegehren muss in Gemeinden mit mehr als 100.000 Ein-
wohnern von mindestens 3 Prozent, in Gemeinden mit mehr als 
50.000 Einwohnern von mindestens 5 Prozent und in den sonstigen 
Gemeinden von mindestens 10 Prozent der bei der letzten Gemein-
dewahl amtlich ermittelten Zahl der wahlberechtigten Einwohner 

 §8b Absatz 3: 
1Das Bürgerbegehren ist schriftlich bei dem Gemeindevor-
stand einzureichen; richtet es sich gegen einen Beschluss der 
Gemeindevertretung, muss es innerhalb von acht Wochen 
nach Bekanntgabe des Beschlusses eingereicht sein.  
 
2Es muss die zu entscheidende Frage, eine Begründung  sowie 
bis zu drei Vertrauenspersonen bezeichnen, die zur Entgegen-
nahme von Mitteilungen und Entscheidungen der Gemeinde 
sowie zur Abgabe von Erklärungen gegenüber dem Gemein-
devorstand ermächtigt sind.  
 
 
3Der Gemeindevorstand soll den Vertrauenspersonen inner-
halb von einem Monat schriftlich eine Einschätzung der mit 
der Durchführung der verlangten Maßnahme verbundenen 
Kosten (Kostenschätzung) mitteilen. 4Die Kostenschätzung 
des Gemeindevorstands ist bei der Sammlung der Unter-
schriften anzugeben.  
 
5Die Vertrauenspersonen haben ein Anwesenheits- und Re-
derecht in den Sitzungen der Gemeindevertretung und deren 
Ausschüssen, in denen das Bürgerbegehren beraten wird. 
 
 
6Das Bürgerbegehren muss in Gemeinden mit mehr als 
100.000 Einwohnern von mindestens 3 Prozent, in Gemein-
den mit mehr als 50.000 Einwohnern von mindestens 5 Pro-
zent und in den sonstigen Gemeinden von mindestens 10 Pro-
zent der bei der letzten Gemeindewahl amtlich ermittelten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

▪ Amtliche Kostenschätzung  
 
 
 
 
 
 

▪ Anwesenheits- und Rederecht 
als dialogische und kompro-
missfördernde Komponente 
im Beteiligungsprozess 
 
 
 
 
 
 



unter-zeichnet sein; die Wahlberechtigung der Unterzeichner muss 
im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein. 4§ 3a des Hessi-
schen Verwaltungsverfahrensgesetzes findet keine Anwendung. 
 
 5Der Gemeindevorstand unterrichtet auf Wunsch vor der Samm-
lung der Unterschriftenüber die beim Bürgerbegehren einzuhalten-
den gesetzlichen Bestimmungen. 
 
 
 
 

Zahl der wahlberechtigten Einwohner unterzeichnet sein; die 
Wahlberechtigung der Unterzeichner muss im Zeitpunkt der 
Unterzeichnung gegeben sein. 7§3a des Hessischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes findet keine Anwendung.  
8Der Gemeindevorstand berät die Vertrauenspersonen voll-
umfänglich vor der Sammlung der Unterschriften über die 
Sach- und Rechtslage des Bürgerbegehrens.9Es werden keine 
Kosten erhoben.  
 
10Die Gemeindevertretung kann beschließen, den Bürgern 
im Rahmen des Bürgerentscheids zusätzlich zum Bürgerbe-
gehren zum gleichen thematischen Gegenstand einen Alter-
nativvorschlag mit zur Abstimmung stellen. Der Beschluss 
bedarf der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
 

 
 
 
 

▪ Dezidierte Beratungspflicht 
 
 
 
 

▪ Alternativvorlage als Vergrö-
ßerung des Entscheidungs-
spielraums 

§8b Absatz 4:  
1Ein Bürger- oder Vertreterbegehren darf nur Angelegenheiten zum 
Gegenstand haben, über die innerhalb der letzten drei Jahre nicht 
bereits ein Bürgerentscheid durchgeführt worden ist.  
 
 
2Über die Zulässigkeit eines Bürgerbegehrens entscheidet die Ge-
meindevertretung.  
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

3Der Bürgerentscheid entfällt, wenn die Gemeindevertretung die 
Durchführung der mit dem Bürgerbegehren verlangten Maßnah-
men beschließt.  
 

§8b Absatz 4:  
 1Ein Bürger- oder Vertreterbegehren darf nur Angelegenhei-
ten zum Gegenstand haben, über die innerhalb der letzten 
drei Jahre nicht bereits ein Bürgerentscheid durchgeführt 
worden ist.  
 
2Über die Zulässigkeit eines Bürgerbegehrens entscheidet die 
Gemeindevertretung unverzüglich, spätestens innerhalb von 
zwei Monaten nach Einreichung des Antrags oder nach Ein-
reichung von einem Zehntel der in Absatz 3 geforderten Un-
terschriften (Vorabprüfung). 3Ist die Zulässigkeit des Bürger-
begehrens gemäß Abs. 3 festgestellt, darf bis zur Durchfüh-
rung des Bürgerentscheids eine dem Begehren entgegenste-
hende Entscheidung der Gemeindeorgane nicht mehr getrof-
fen oder mit dem Vollzug einer derartigen Entscheidung 
nicht mehr begonnen werden, es sei denn, zu diesem Zeit-
punkt haben rechtliche Verpflichtungen der Gemeinde 
hierzu bestanden.   
 

4Der Bürgerentscheid entfällt, wenn die Gemeindevertretung 
die Durchführung der mit dem Bürgerbegehren verlangten 
Maßnahmen beschließt. 5Der Bürgerentscheid entfällt auch, 

 
 
 
 
 
 

▪ Fristsetzung Zulässigkeitsprü-
fung wirkt Verschleppung 
entgegen und schafft Rechtsi-
cherheit  

 
▪ Vorabprüfung vermeidet Un-

terschriftensammlung für un-
zulässiges Begehren  
 

▪ Aufschiebende Wirkung  
 
 
 
 
 
 

http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=156421317892061847&sessionID=386445710498780991&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=146148,104
http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=156421317892061847&sessionID=386445710498780991&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=146148,104
http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=156421317892061847&sessionID=386445710498780991&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=146148,104
http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=156421317892061847&sessionID=386445710498780991&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=146148,104


 
 
 
 
 
4Die Gemeindevertretung kann mit Zustimmung der Vertrauensper-
sonen Unstimmigkeiten im Wortlaut der Fragestellung des Bürger-
begehrens bereinigen. 5Eine Beanstandung des Zulassungsbeschlus-
ses nach § 138 ist nur innerhalb von sechs Wochen nach der Be-
schlussfassung zulässig. 
 
 
 
 

wenn die Gemeindevertretung das Begehren in einer verän-
derten Form annimmt, die jedoch dem Grundanliegen des 
Bürgerbegehrens entspricht, und die Gemeindevertretung 
auf Antrag der Vertrauenspersonen die Erledigung des Bür-
gerbegehrens feststellt. 
 
 6Die Gemeindevertretung kann mit Zustimmung der Vertrau-
enspersonen Unstimmigkeiten im Wortlaut der Fragestellung 
des Bürgerbegehrens bereinigen. 7Eine Beanstandung des Zu-
lassungsbeschlusses nach §138 ist nur innerhalb von sechs 
Wochen nach der Beschlussfassung zulässig.  
 
 

▪ Rückzugsmöglichkeiten als 
Anreiz für Konsensfindung  

§8b Absatz 5:  
Wird ein Bürgerentscheid durchgeführt, muss den Bürgern die von 
den Gemeindeorganen vertretene Auffassung dargelegt werden. 
 
 
 

§8b Absatz 5:  
1Wird ein Bürgerentscheid durchgeführt, sind die Bürger 
gem. § 55 Absatz 2 und 3 Hessisches Kommunalwahlgesetz 
zu informieren. 
 

 
▪ Normierung der Informati-

onsbroschüre (vgl. Neurege-
lung §55 Abs. 3 KWG) 

§8b Absatz 6:  
1Bei einem Bürgerentscheid ist die gestellte Frage in dem Sinne ent-
schieden, in dem sie von der Mehrheit der gültigen Stimmen beant-
wortet wurde, sofern diese Mehrheit in Gemeinden mit mehr als 
100 000 Einwohnern mindestens 15 Prozent, in Gemeinden mit 
mehr als 50 000 Einwohnern mindestens 20 Prozent und in den 
sonstigen Gemeinden mindestens 25 Prozent der Stimmberechtig-
ten beträgt. 2Bei Stimmengleichheit gilt die Frage als mit Nein be-
antwortet. 3Ist die nach Satz 1 erforderliche Mehrheit nicht erreicht 
worden, hat die Gemeindevertretung die Angelegenheit zu ent-
scheiden. 4Finden an einem Tag mehrere Bürgerentscheide statt 
und werden die gleichzeitig zur Abstimmung gestellten Fragen je-
weils von einer ausreichenden Mehrheit so beantwortet, dass die 
Bürgerentscheide inhaltlich nicht miteinander zu vereinbaren sind, 
dann gilt die Mehrheitsentscheidung, für welche die größere Zahl 
von gültigen Stimmen abgegeben wurde. 5Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Los, das der Gemeindewahlleiter in einer Sitzung 
des Wahlausschusses zieht. 

§8b Absatz 6:  
1Bei einem Bürgerentscheid ist die gestellte Frage in dem 
Sinne entschieden, in dem sie von der Mehrheit der gültigen 
Stimmen beantwortet wurde, sofern diese Mehrheit in Ge-
meinden mit mehr als 100 000 Einwohnern mindestens 15 
Prozent, in Gemeinden mit mehr als 50 000 Einwohnern min-
destens 20 Prozent und in den sonstigen Gemeinden mindes-
tens 25 Prozent der Stimmberechtigten beträgt. 2Bei Stim-
mengleichheit gilt die Frage als mit Nein beantwortet. 3Ist die 
nach Satz 1 erforderliche Mehrheit nicht erreicht worden, hat 
die Gemeindevertretung die Angelegenheit zu entschei-
den. 4Finden an einem Tag mehrere Bürgerentscheide zum 
gleichen Thema statt oder steht auch ein Alternativvorschlag 
der Gemeindevertretung zur Abstimmung, hat die Gemein-
devertretung eine Stichfrage für den Fall zu beschließen, 
dass die gleichzeitig zur Abstimmung gestellten Fragen je-
weils von einer ausreichender Mehrheit beantwortet und in 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

▪ Einführung der Stichfrage als 
Element differenzierter Wil-
lensbildung 
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 einer miteinander nicht zu vereinbarenden Weise beantwor-
tet werden (Stichentscheid). 6Es gilt dann diejenige Entschei-
dung, für die sich im Stichentscheid die Mehrheit der abge-
gebenen gültigen Stimmen ausspricht; Satz 1 gilt entspre-
chend. 7Bei Stimmengleichheit im Stichentscheid gilt der 
Bürgerentscheid, dessen Frage mit der höchsten Stimmen-
zahl mehrheitlich beantwortet worden ist.  

Aktuelle Fassung des §55 KWG Neuregelung Reformelemente 

§55 Absatz 1:  
1Der Bürgerentscheid findet an einem Sonntag statt. 2Der Tag wird 
von der Gemeindevertretung bestimmt. 3Der Bürgerentscheid ist 
frühestens drei und spätestens sechs Monate nach der Entschei-
dung der Gemeindevertretung über die Zulässigkeit des Bürgerbe-
gehrens oder die Durchführung eines Bürgerentscheids durchzufüh-
ren; § 42 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 
 
 
 

§55 Absatz 1:  
1Der Bürgerentscheid findet an einem Sonntag statt. 2Der Tag 
wird von der Gemeindevertretung bestimmt. 3Der Bürgerent-
scheid ist frühestens drei und spätestens sechs Monate nach 
der Entscheidung der Gemeindevertretung über die Zulässig-
keit des Bürgerbegehrens oder die Durchführung eines Bür-
gerentscheids durchzuführen.4Die Gemeindevertretung 
kann die Frist im Einvernehmen mit den Vertrauenspersonen 
verlängern; § 42 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 
 

 
 
 
 
 
 

▪ Flexibilisierung der Frist des 
Bürgerentscheids als Anreiz-
schaffung für Konsensfindung 
und Weichensteller zusätzli-
cher Beteiligungsverfahren 

 

§55 Absatz 2:  
1Der Gemeindevorstand macht den Tag des Bürgerentscheids und 
dessen Gegenstand öffentlich bekannt. 
2Die Bekanntmachung hat zu enthalten: 

1. den Tag des Bürgerentscheids, 
2. den Text der zu entscheidenden Frage, 
3. eine Erläuterung des Gemeindevorstands, die kurz und sach-
lich sowohl die Begründung der Antragsteller als auch die von 
den Gemeindeorganen vertretene Auffassung über den Gegen-
stand des Bürgerentscheids darlegen soll. 

 
 
 
 

§55 Absatz 2:  
1Der Gemeindevorstand macht den Tag des Bürgerentscheids 
und dessen Gegenstand öffentlich bekannt. 2Die Bekanntma-
chung hat zu enthalten: 
 

1. den Tag des Bürgerentscheids, 
2. den Text der zu entscheidenden Frage, 
3. eine Erläuterung des Gemeindevorstands, die kurz und 
sachlich sowohl die Begründung der Antragsteller als auch 
die von den Gemeindeorganen vertretene Auffassung 
über den Gegenstand des Bürgerentscheids in gleichem 
Umfang darlegen soll. 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

▪ Fairnessklausel 

http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=156424154818200877&sessionID=1019194601754652523&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=141596,66


- 
 
 
 

Neuregelung §55 Absatz 3:   
1Neben der öffentlichen Bekanntmachung nach Absatz 2 hat 
die Gemeinde spätestens 24 Tage vor dem Tag der Abstim-
mung jedem stimmberechtigten Bürger Informationsmate-
rial in Form einer Abstimmungsbroschüre über den Bürger-
entscheid zukommen zu lassen.  
2Die Abstimmungsbroschüre hat den Zweck, den Stimmbe-
rechtigen eine umfassende Information zu ermöglichen.  
3Die Abstimmungsbroschüre  beinhaltet neben den in Absatz 
2 genannten Angaben die vollständige Begründung des Bür-
gerbegehrens, die Kostenschätzung und jeweils eine Stel-
lungnahme der Vertrauenspersonen zum Vorschlag des Bür-
gerbegehrens und gegebenenfalls zum Alternativvorschlag 
der Gemeindevertretung sowie eine Stellungnahme der Ge-
meindevertretung zum zur Entscheidung stehenden Bürger-
begehren und gegebenenfalls zu ihrem Alternativvorschlag, 
soweit dies von den betreffenden Stellungnahmeberechtig-
ten jeweils gewünscht wird. 4Antragstellern und Gemeinde-
vertretung ist jeweils im gleichen Umfang Raum zu geben. 
5Die Abstimmungsempfehlungen der in der Gemeindevertre-
tung vertretenen Fraktionen sind ebenfalls aufzuführen. 6Die 
Abstimmungsbroschüre ist in einfacher sowie anschaulicher 
Sprache zu verfassen. Sie muss für jeden verständlich, über-
sichtlich und lesefreundlich sein. 7In sonstigen Veröffentli-
chungen und in Veranstaltungen der Gemeinde, in denen 
Gemeindeorgane Auffassungen zum Gegenstand des Bür-
gerbegehrens vertreten, muss den Vertrauenspersonen in 
gleichem Umfang die Möglichkeit der Stellungnahme einge-
räumt werden. 
 

 
▪ Abstimmungsbroschüre als 

informationelle Komponente 
 

 
 
 

▪ Umfassende Information 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

▪ Fairnessklausel 
▪ Komplexitätsreduktion durch 

Hinweise von Fraktionen (Par-
teien) 
 

▪ Verständlichkeit 
 
 

▪ Chancengleichheit auch au-
ßerhalb der Abstimmungsbro-
schüre 

 

Alter Absatz 3:  
Die in dem Bürgerentscheid zu entscheidende Frage ist so zu stellen, 
dass sie mit "Ja" oder "Nein" beantwortet werden kann. 
 

Neuer Absatz 4:  
(4) Die in dem Bürgerentscheid zu entscheidende Frage ist so 
zu stellen, dass sie mit "Ja" oder "Nein" beantwortet werden 
kann. 
 

 

 
 
 


